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� Zwischen Vermietern und
Mietern kommt es wieder-

holt zu Streitigkeiten bei der Fra-
ge, ob die Mieter in ihrer Woh-
nung einen Hund halten dürfen.
Das Amtsgericht Köln hat hierzu
zwei interessante Urteile gespro-
chen.
In einem Fall hatte die Mieterin
eine Vierzimmerwohnung mit
Balkon und Terrassenaustritt ge-
mietet. Im selben Haus hatte die
Vermieterin Gewerberäume, in
denen sich ab und zu ihre beiden
Jagdhunde aufhalten. Im Miet-
vertrag war unter anderem ver-
einbart: „Hunde, Katzen, Mäuse
jeder Art, Kaninchen, Frettchen
oder Schweine sowie artge-
schützte Tiere dürfen sich nicht
in den Mieträumen aufhalten.
Allein die Vermieterin hat ein
stundenweises Aufenthaltsrecht
für ihre Hunde.“
Die Mieterin hält in der Woh-
nung einen Bulldoggenmisch-
ling mittlerer Größe. Die Vermie-
terin hält die Hundehaltung für
vertragswidrig und hat die Mie-
terin auf Abschaffung des Hun-
des verklagt.
Mit Urteil vom 13. Mai 2015 (Az:
210 C 26/15) hat das Amtsgericht
Köln die Klage abgewiesen. In
seinen Entscheidungsgründen
führt das Gericht aus, dass die
von der Vermieterin im Mietver-
trag verwendete Klausel unwirk-
sam ist, weil sie durch die gene-
relle Untersagung der Hundehal-
tung die Mieterin gemäß Para-
graph 307 Absatz 1 Satz 1 Absatz 2
Nr. 1 BGB unangemessen be-
nachteiligt.
Im Weiteren führt das Gericht
aus: „Die Wohnung der Mieterin
hat vier Zimmer und unter ande-
rem einen Balkon und wird von
drei Personen bewohnt. Der mit-
telgroße Bulldoggenmischling
der Mieterin ist – soweit ersicht-
lich – das einzige Haustier in der
Wohnung. Es ist daher davon
auszugehen, dass in der Woh-

nung für die Tierhaltung ausrei-
chend Platz ist.“ In der mündli-
chen Verhandlung vor dem
Amtsgericht Köln hat die Vertre-
terin der Vermieterin von einem
Fall von Verschmutzung gespro-
chen, hat aber eingeräumt, dass
man nicht sagen könne, dass der
Hund unrein sei. Sie hat weiter
vorgetragen, dass ihre eigenen
Jagdhunde „Laut geben“, wenn
sie „Kollegen wittern“. Auch dies
sah das Gericht aber nicht als
Grund für eine Abwägung zu-
gunsten der Vermieterin an. Es
sei vielmehr unzulässig, einem
Mieter die Hundehaltung zu ver-
bieten, wenn die Hunde der Ver-
mieterin bellen.

Fazit: Mit Hilfe des Mietervereins
kann die Mieterin ihren Hund be-
halten.
In einem zweiten Fall ging es
ebenfalls um die Abschaffung ei-
nes Hundes aus der Wohnung
und die Räumung der Wohnung
durch den Mieter. Auch hier lag
ein Mietvertrag vor, wonach die
Hundehaltung generell unter-
sagt worden war. Das Gericht sah
hierin eine unangemessene Be-
nachteiligung des Mieters, weil
ihm hierdurch ein Hundeaufent-
halt, erst recht also eine Hunde-
haltung, in jeder denkbaren
Form untersagt worden wäre.
Aus den Urteilsgründen: „Un-
streitig handelt es sich um einen

einzigen Hund, der in einer laut
Mietvertrag etwa 60 Quadratme-
ter großen Wohnung gehalten
wird. Die Größe dieser Wohnung
erscheint für die Haltung eines
einzelnen Hundes durchaus aus-
reichend. Auch dass sich diese
Wohnung im dritten Oberge-
schoss eines Mehrparteienhau-
ses in der Stadt befindet, führt
nicht per se dazu, dass eine Hun-
dehaltung dort unzulässig wäre.
Das Halten von Hunden in inner-
halb der Stadt gelegenen Woh-
nungen ist vielmehr allgemein
üblich. Dass mit der Haltung die-
ses Hundes mehr als unwesentli-
che Auswirkungen für die ande-
ren Bewohner des Hauses ver-
bunden sind, hat die Klägerin
(Vermieterin) nicht substantiiert
dargetan. Ihre Behauptung, der
Hund sei bereits mehrfach durch
nervtötendes, durchdringendes
Jaulen aufgefallen, ihr lägen
diesbezüglich bereits Beschwer-
den vor und es handele sich bei
dem Hund um ein aggressives
verhaltensgestörtes Tier, hat sie
nicht näher konkretisiert. Wann
und wie lange der Hund gejault
und wer sich darüber beschwert
haben soll sowie inwiefern der
Hund aggressiv und verhaltens-
gestört sein soll, hat sie trotz ei-
nes gerichtlichen Hinweises
nicht vorgetragen.“
Im Ergebnis war die Klage auf Ab-
schaffung des Hundes und die
gleichzeitig beantragte Räumung
der Wohnung wegen des ver-
meintlich vertragswidrigen Ver-
haltens des Mieters unbegründet.
Da der Mieter sich gleichwohl zu
einem Auszug aus der Wohnung
entschlossen hatte, wurde der
Rechtsstreit in der Hauptsache
für erledigt erklärt. Die Kosten
des Verfahrens wurden dem Ver-
mieter auferlegt. �

Tierhaltung in der Mietwohnung
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� Aufgrund ihrer Nähe zu
den eigenen Wohnanla-

gen und ihrer jahrzehntelangen
Erfahrungen in der Versorgung
von Wohnungssuchenden über-
lässt die Stadt Köln die Belegung
öffentlich geförderter Wohnun-
gen den Vermieterinnen und
Vermietern. Die Stadt kann die
Wohnungsunternehmen dabei
kooperierend mit der Vermitt-
lung dringend Wohnungssu-
chender unterstützen.
Gemeinsam mit der Arbeitsge-
meinschaft Kölner Wohnungs-
unternehmen und dem Kölner
Haus- und Grundbesitzerverein
von 1888 ist am 2. März 2016 eine
neue Belegungsvereinbarung
unterzeichnet worden. Hierin
wird eine Belegungssteuerung
bestätigt, die zuletzt 2009 verein-
bart wurde und bis 2015 galt. Die
Stadt Köln setzt mit der neuen
Belegungsvereinbarung weiter
auf ein abgestimmtes Bele-
gungsmanagement und bestä-
tigt die gemeinsame Verantwor-
tung in der Wohnversorgung.
Oberbürgermeisterin Henriette
Reker begrüßt den breiten Hand-
lungsspielraum der Wohnungs-
unternehmen in der Wohnungs-
belegung und sieht hierin gleich-
zeitig einen zusätzlichen Anreiz
für mehr Investitionen in den ge-
förderten Wohnungsbau.
„Ich freue mich sehr, dass wir
den etablierten Weg in der Woh-
nungsversorgung gemeinsam
mit starken Partnern fortsetzen
können. Mit hohem Vertrauen
setze ich auch in den nächsten
fünf Jahren auf die verantwor-
tungsbewusste Belegung der ge-
förderten Wohnungen“, sagt
Oberbürgermeisterin Henriette
Reker. „Ich sehe die neue Bele-

gungsvereinbarung gleichzeitig
als einen wichtigen Impuls an
die Wohnungswirtschaft zu
mehr Investitionen in den geför-
derten Wohnungsbau, der in
Köln so dringend benötigt wird.
Auch die Flächenbereitstellung
und zeitnahe Genehmigungsver-
fahren sind hier natürlich maß-
gebliche Faktoren.“
Die Arbeitsgemeinschaft Kölner
Wohnungsunternehmen be-
grüßt die Erneuerung der Bele-
gungsvereinbarung mit der
Stadt Köln. „Eine gelebte und be-
währte Praxis wird fortgesetzt“,
kommentiert Martin Frysch,
stellvertretender Vorsitzender
der Arbeitsgemeinschaft, die Er-
neuerung der Belegungsverein-
barung zwischen dem Amt für
Wohnungswesen der Stadt Köln
und den langjährigen Kooperati-
onspartnern. Aus Sicht der Ar-
beitsgemeinschaft, die mit ihren
56 Mitgliedsunternehmen rund
100.000 und damit ein Viertel al-
ler Mietwohnungen in Köln re-
präsentiert, ein deutliches und
positives Signal. „Die direkte
Vermietung öffentlich geförder-
ter Wohnungen durch uns als
Wohnungsunternehmen hat
sich als effizient und passgenau
erwiesen. Längere Leerstände
werden vermieden, und durch
die genaue Kenntnis unserer Be-
stände sorgen wir für eine ausge-
glichene Belegung und damit für
stabile Wohnquartiere“, so
Frysch. „Wer die Hoheit über die
Vermietung hat, ist eher bereit,
in den Neubau zu investieren“,
betont Frysch. Investitionen, die
dringend notwendig sind, denn
von 2000 bis 2014 ist der Anteil
öffentlich geförderter Wohnun-
gen am Kölner Gesamtwoh-

nungsbestand um mehr als 50
Prozent auf nur noch 38.988
Wohnungen zurückgegangen.
Der Kölner Haus- und Grundbe-
sitzerverein von 1888 dankt dem
Amt für Wohnungswesen für die
Anstrengungen, mit verschiede-
nen Maßnahmen die Attraktivi-
tät des geförderten Wohnungs-
baus herauszustellen. „Nur
durch den Einfluss auf die Bele-
gung hat der Vermieter auch die
Möglichkeit, besonders den so-
zialen Gegebenheiten im Objekt
Rechnung zu tragen“, sagt Kon-
rad Adenauer, Vorstandsvorsit-
zender des Kölner Haus- und
Grundbesitzervereins. „Die
Schicht der Menschen, die sich
am Markt nicht angemessen mit
Wohnraum versorgen können,
ist sehr vielfältig und bei weitem
keine ‚Problemschicht‘ mehr.
Menschen mit niedrigem Ein-
kommen, Haushalte mit mehre-
ren Kindern, Alleinerziehende
oder ältere Menschen verlangen
nach einem entsprechenden
Wohnumfeld. Durch die Förde-
rung soll ihnen das ermöglicht
werden. Die privaten Vermieter
werden sich an dieser Aufgabe
im Rahmen ihrer Möglichkeiten
beteiligen. Die Belegungsverein-
barung ebnet hierzu den Weg,
und der Kölner Haus- und Grund-
besitzerverein ist froh, dass sie
wieder eine Fortsetzung gefun-
den hat“, betont Adenauer.
Auch der Kölner Mieterverein be-
grüßt die neue Belegungsverein-
barung. „Die im Jahr 2009 getrof-
fene Vereinbarung zwischen den
beteiligten Institutionen und der
Stadt Köln hat sich in der Umset-
zung als sehr förderlich für alle
Betroffenen, insbesondere aber
für Mieterinnen und Mieter der

Stadt Köln, herausgestellt. Den
Wohnungsunternehmen wird
die Vermietung von öffentlich
geförderten Wohnungen auf der
Basis dieser Vereinbarung er-
leichtert“, betont Jürgen Becher,
Geschäftsführer des Mieterver-
eins Köln. „Auch die Mieterin-
nen und Mieter profitieren hier-
von, weil es sozusagen ‚auf dem
kleinen Dienstweg‘ den Vermie-
tern möglich gemacht wird, ei-
genständig und in eigener Ver-
antwortung öffentlich geförderte
Wohnungen an Mieter unmittel-
bar weiterzuvermieten. Grund-
voraussetzung muss natürlich
sein, dass die Mietinteressenten
einen entsprechenden Wohnbe-
rechtigungsschein nachweisen
können.“
Franz-Xaver Corneth, Vorsitzen-
der des Mietervereins Köln,
macht deutlich, dass die neue
Belegungsvereinbarung ein ers-
ter Schritt in die richtige Rich-
tung ist. „Gleichzeitig ist es aber
wichtig, dass die Wohnungswirt-
schaft zu großen Investitionen in
den Neubau von öffentlich geför-
derten Wohnungen bereit ist.
Der Zuzug von Mieterinnen und
Mietern nach Köln macht es er-
forderlich, dass in den nächsten
Jahren mindestens 3.000 öffent-
lich geförderte Wohnungen pro
Jahr neu errichtet werden.“
Corneth appelliert an die Woh-
nungswirtschaft, verstärkt in
den öffentlichen Wohnungsbau
zu investieren und dazu beizu-
tragen, dass ausreichend Wohn-
raum zu bezahlbaren Konditio-
nen zur Verfügung gestellt wird.
Er begrüßt in diesem Zusammen-
hang die Einrichtung einer Woh-
nungsbauleitstelle bei der Stadt
Köln. �

Oberbürgermeisterin
bekräftigt Kooperation mit der

Wohnungswirtschaft
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Falsche Wohnfläche� In zwei interessanten Ent-
scheidungen befasste sich

das Amtsgericht Köln mit dem
Thema „Wohnfläche“.
Im ersten Fall hatten die Mitglie-
der des Mietervereins eine Woh-
nung im Zentrum von Köln ge-
mietet. Im Mietvertrag war die
Wohnfläche mit „circa 72 Qua-
dratmeter“ vereinbart. Im Mai
2011 ließen die Mieter die Woh-
nung durch einen Architekten
vermessen. Dieser kam nach den
Vorgaben der Wohnflächenver-
ordnung zu einer Gesamtwohn-
fläche von 60,949 Quadratmeter.
Da eine Abweichung von mehr
als zehn Prozent der im Vertrag
genannten Fläche vorlag, forder-
te der Mieterverein die Vermieter
auf, die für die Vergangenheit
aufgrund der falschen Flächen-
angabe zu viel gezahlte Miete in
Höhe von insgesamt 11.704,34
Euro an die Mieter zurückzuzah-
len.
Die Vermieter weigerten sich, so
dass es letztendlich zum Prozess
kam.
In diesem Verfahren vor dem
Amtsgericht Köln haben die Ver-
mieter behauptet, die Mieter hät-
ten die Wohnung unabhängig

von der im Vertrag eingetrage-
nen Wohnfläche gemietet, und
außerdem hätten die Vormieter
den Mietern gesagt, dass die
Wohnung viel kleiner sei.
Das Gericht beauftragte einen
Sachverständigen mit dem noch-
maligen Aufmaß der Wohnung.
Dieser kam zu einer Fläche von
63,71 Quadratmeter. Hierauf ba-
sierend wurde festgestellt, dass
gegenüber der Flächenangabe
im Mietvertrag eine Abweichung
von 8,29 Quadratmeter (gleich
11,51 Prozent der vereinbarten
72 Quadratmeter) vorlag.
Aus den weiteren Entschei-
dungsgründen des Gerichts:
„Soweit die Beklagten (Vermie-
ter) behaupten, dass für die Klä-
ger (Mieter) die Wohnfläche kei-
ne Rolle gespielt habe, ist dem
nicht zu folgen. Zwar mag eine
Abweichung um einige Quadrat-
meter noch kein Grund gewesen
sein, die Wohnung nicht anzu-
mieten. Es ist aber nicht ersicht-
lich und nicht konkret vorgetra-
gen, dass es für die Kläger (Mie-
ter) tatsächlich unerheblich ge-

wesen ist, dass die Wohnfläche
über zehn Prozent kleiner als
vereinbart ist und damit ein
Mangel gemäß Paragraph 536
Absatz 1 BGB vorliegt.“ Als ent-
scheidend sah das Gericht letzt-
endlich an, dass die Vertragspar-
teien in dem Mietvertrag eine
konkrete Vereinbarung über die
Wohnfläche getroffen haben
und die tatsächliche Wohnflä-
che hiervon abweicht. Die „Ist-
Beschaffenheit“ des Hauses ent-
spricht daher nicht der von den
Parteien vertraglich festgelegten
„Soll-Beschaffenheit“.
Weiter stellte das Gericht fest,
dass die Mieter auch keine
Kenntnis des Mangels aufgrund
von Informationen durch die
Vormieter hatten.
Letztendlich berechnete das Ge-
richt zugunsten der Mieter einen
Rückzahlungsanspruch in Höhe
von 8.726,43 Euro und verurteil-
te die Vermieter, diesen Betrag
an die Mieter zu zahlen.
Fazit: Mit Hilfe des Mietervereins
haben die Mieter eine schöne
Rückerstattung erhalten und

zahlen auch jetzt eine auf die tat-
sächliche Wohnfläche berechne-
te geringere Miete.
In einem zweiten Fall waren die
Mitglieder des Mietervereins von
August 1995 bis März 2015 Mieter
einer Wohnung, deren Größe im
Vertrag mit 83 Quadratmeter an-
gegeben war. Die tatsächliche
Fläche lag aber, wie durch das
Aufmaß eines Architekten fest-
gestellt wurde, nur bei 74,60
Quadratmeter. Somit war eine
Flächenabweichung von 10,12
Prozent gegeben.
Aufgrund dieser Flächenabwei-
chung machte der Mieterverein
für seine Mitglieder einen Rück-
forderungsanspruch in Höhe
von 113,84 Euro monatlich gel-
tend, berechnet für die Zeit von
Januar 2012 bis März 2015 (dem
Ende des Mietverhältnisses). Ins-
gesamt wurden 4.439,73 Euro
eingefordert.
Da die Vermieterin nicht bereit
war, diesen Betrag zu zahlen, hat
der Verein für den Mieter die Auf-
rechnung erklärt gegenüber den
Mietforderungen der Monate
Februar und März 2015 sowie ei-
ner Betriebskostennachzahlung.
Die Vermieterin klagte die nicht
bezahlten Mieten und die Be-
triebskostennachforderung ein.
Mit Urteil vom 1. September 2015
(Az: 209 C 278/15) wies das Amts-
gericht Köln die Klage ab.
In seinen Entscheidungsgrün-
den führte das Gericht aus:
„Weist eine gemietete Wohnung
eine Wohnfläche auf, die mehr
als zehn Prozent unter der im
Mietvertrag angegebenen Fläche
liegt, stellt dieser Umstand
grundsätzlich einen Mangel der
Mietsache im Sinne des Paragra-
phen 536 Absatz 1 Satz 1 BGB dar,
der den Mieter zur Minderung
der Miete berechtigt. Einer zu-
sätzlichen Darlegung des Mie-
ters, dass infolge der Flächendif-
ferenz die Tauglichkeit der Woh-
nung zum vertragsgemäßen Ge-
brauch gemindert ist, bedarf es
nicht.“
Fazit: Mit Hilfe des Mietervereins
konnte auch hier der Mieter ei-
nen nicht unwesentlichen Be-
trag einsparen. �
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� Erstmals seit 1999 (1.372 ge-
förderte Mietwohnungen)

wurde im Jahr 2015 die Zielzahl
von 1.000 geförderten Mietwoh-
nungen übertroffen. Es wurden
insgesamt Förderzusagen für
1.033 Wohnungen erteilt, davon
1.016 Wohnungen mit Mietpreis-

und Belegungsbindungen für
Haushalte mit Wohnberechti-
gungsschein. Es handelt sich um
834 Neubauwohnungen, 35 Stu-
dentenwohnheimplätze und 182
Wohnungen, für die Fördermittel
der Richtlinie Bestandsinvest für
bauliche Maßnahmen zur Ver-

besserung der Energieeffizienz
im Wohnungsbestand mit einer
Mietpreis- und Belegungsbin-
dung bewilligt wurden.
Insgesamt wurden Fördermittel
des Landes in einem Gesamtvo-
lumen von 97.665.187 Euro be-
willigt. �

Sozialer Wohnungsbau in Köln

� 50126 Bergheim, Schützenstraße 1–3,
Telefon 0 22 71/4 46 98: Montag von 8.00 bis 12.00 Uhr und
13.00 bis 17.30 Uhr, Dienstag von 8.00 bis 12.00 Uhr und 13.00
bis 17.30 Uhr, Mittwoch von 8.00 bis 12.00 Uhr und 13.00 bis
16.30 Uhr, Donnerstag von 8.00 bis 12.00 Uhr und 13.00 bis
19.30 Uhr sowie Freitag von 8.00 bis 13.00 Uhr.
Telefonische Rechtsberatung: Montag, Dienstag, Mittwoch,
Donnerstag und Freitag von 11.00 bis 12.00 Uhr.

� 51465 Bergisch Gladbach, Hauptstraße 339,
Telefon 0 22 02/94 00 71: Montag von 9.00 bis 12.00 Uhr und
13.00 bis 16.30 Uhr, Dienstag von 9.00 bis 12.00 Uhr und 13.00
bis 16.30 Uhr, Mittwoch von 9.00 bis 12.00 Uhr und 13.00 bis
17.30 Uhr, Donnerstag von 9.00 bis 12.00 Uhr und 13.00 bis
19.30 Uhr sowie Freitag von 8.00 bis 13.00 Uhr.
Telefonische Rechtsberatung: Montag bis Freitag von 11.00 bis
12.00 Uhr.

� 50321 Brühl, Carl-Schurz-Straße 18,
Telefon 0 22 32/94 16 23: Dienstag von 9.00 bis 12.00 Uhr und

13.00 bis 16.30 Uhr, Mittwoch von 9.00 bis 12.00 Uhr und 13.00
bis 16.30 Uhr sowie Donnerstag von 9.00 bis 12.00 Uhr und
13.00 bis 19.30 Uhr.
Telefonische Rechtsberatung: Dienstag, Mittwoch und Donners-
tag von 11.00 bis 12.00 Uhr.

� 52349 Düren, Kaiserplatz 1a,
Telefon 0 24 21/1 67 52: Montag von 9.00 bis 12.00 Uhr und
13.00 bis 17.30 Uhr, Dienstag von 9.00 bis 12.00 Uhr und 13.00
bis 16.30 Uhr sowie Mittwoch von 9.00 bis 12.00 Uhr und 13.00
bis 16.30 Uhr.
Telefonische Rechtsberatung: Montag, Dienstag und Mittwoch
von 11.00 bis 12.00 Uhr.

� 53879 Euskirchen, Oststraße 13,
Telefon 0 22 51/78 26 26: Montag von 9.00 bis 12.00 Uhr und
13.00 bis 18.00 Uhr sowie Mittwoch von 8.00 bis 12.00 Uhr und
13.00 bis 17.00 Uhr.
Telefonische Rechtsberatung: Montag und Mittwoch von 11.00
bis 12.00 Uhr.

Öffnungszeiten unserer Geschäftsstellen

Eine Terminvereinbarung für alle Geschäftsstellen kann auch erfolgen unter der Telefonnummer 02 21/2 02 37-95.

Aus Schreiben an
den Mieterverein

� Sehr geehrte Damen
und Herren,
ich bin umgezogen und möchte
Ihnen meine neue Adresse im
Briefkopf mitteilen.
Gleichzeitig möchte ich mich
beim Team des Mietervereins
Köln für die sehr gute, freundli-
che und kompetente, aber auch
schnelle Unterstützung bei di-
versen Fragen und Problemen
in den vergangenen Jahren be-
danken!
Das Mietverhältnis bei der letz-
ten Vermieterin war im Ver-
gleich zu vorherigen Mietver-
hältnissen mit Abstand relativ
abenteuerlich, und ich war das
eine oder andere Mal sehr froh,
so gute Unterstützung an der
Seite gehabt zu haben bzw. ein-
fach nur ein gutes Sicherheits-
gefühl zu haben.
Auch die Tipps, Erklärungen
und Anregungen der Mieterzeit-
schrift waren eine gute Unter-
stützung.
Anregungen zum Mieterverein
fallen mir keine ein. Der Mieter-
verein Köln ist eine runde Sache
– höchste Punktzahl.

Nochmals vielen Dank und
freundliche Grüße
G. H.
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